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1 Veranlassung und Zielstellung der Satzung 

Das Gebiet der Innenbereichssatzung „Ehemaliges LPG-Gelände“ befindet sich im Osten der 
im Zusammenhang bebauten Ortslage Helbra. Die Innenbereichssatzung erlangte durch 
Bekanntmachung am 11. August 2016 Rechtskraft. 

In den 1990er Jahren wurde durch die Gemeinde Helbra zunächst mit dem Verfahren zur 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 5 „Ehemaliges LPG-Gelände“ begonnen, welches jedoch 
nicht zum Abschluss gebracht wurde. Das Gebiet wurde erschlossen und mit eingeschossigen 
Einfamilienhäusern und einer Einrichtung für soziale Zwecke (Ambulanter Pflegedienst und 
betreutes Wohnen) bebaut. 

Bis der Plan 2006 von der Gemeinde für nicht mehr anwendbar erklärt wurde, wurden 
Bauanträge nach § 33 BauGB geprüft und genehmigt. So wurde auch für das von der Satzung 
betroffene Gebiet mit den vorhandenen Einfamilienhäusern sowie dem 1. Bauabschnitt der 
Seniorenresidenz „An der Küchenbreite“ verfahren.  

Planziel der Innenbereichssatzung, die 2011 nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 aufgestellt wurde, 
war die Einbeziehung der rückwärtigen Grundstücksflächen des mit der sozialen Einrichtung 
bebauten Flurstückes 149 der Flur 8 der Gemarkung Helbra in den im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil und somit den grundsätzlich bebaubaren Innenbereich.  

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung machte die Gemeinde Helbra in 
diesem Zusammenhang von der Möglichkeit Gebrauch, einzelne Festsetzungen nach § 9 Abs. 
1, 2, 4 und § 9 Abs. 6 BauGB in die Satzung aufzunehmen. Dazu zählte auch die Bestimmung 
einer Baugrenze, die auf die zu diesem Zeitpunkt geplante Erweiterung im rückwärtigen 
Bereich zugeschnitten war. 

 

Den Anlass für die 1. Änderung bildete ein innerhalb des vg. Flurstücks 149 der Flur 8 
geplanter Anbau, in dem ergänzend zum bereits ansässigen ambulanten Pflegedienst eine 
Tagespflege untergebracht werden soll. Im vorliegenden Verfahren soll die in der 
Innenbereichssatzung bestimmte überbaubare Grundstücksfläche in einem Teilbereich 
erweitert, und so eine ergänzende Bebauung zugelassen werden. Alle übrigen Regelungen 
bleiben unberührt. 

 

2 Entwicklung aus der übergeordneten Planung 

Bauleitpläne sind an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Unter 
Raumordnung wird dabei die zusammenfassende und übergeordnete Planung verstanden. 
Gesetzliche Grundlagen dafür sind: 

o das Raumordnungsgesetz (ROG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl I S. 2617) 

o Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. 
LSA S. 170), in Kraft seit dem 01.07.2015  

o Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt 
(LEP LSA 2010) (GVBl. LSA Nr. 6/2011 vom 11. März 2011), am 12. März 2011 in 
Kraft getreten 

o Regionale Entwicklungsplan für die Planungsregion Halle (REP Halle) 
genehmigt durch die oberste Landesplanungsbehörde mit Bescheiden vom 20. Juli 
2010, 4. Oktober 2010 und 18. November 2010, am 21. Dezember 2010 in Kraft 
getreten. 
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Mit Beschluss vom 27. März 2012 hat die Regionale Planungsgemeinschaft Halle 
beschlossen, den Regionalen Entwicklungsplan fortzuschreiben. 
Als Entwurf liegen zwischenzeitlich der Sachlichen Teilplan „Zentrale Orte, Sicherung 
und Entwicklung der Daseinsvorsorge sowie großflächiger Einzelhandel“ vom 
30. Oktober 2015 sowie die Planänderung vom 10. Mai 2016 vor. 

 

Siedlungsstrukturell ist die Gemeinde Helbra dem ländlichen Raum zuzurechnen. 
Grundsätzlich heißt es dazu: 

„Ländliche Räume sind als Lebens- und Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung zu 
entwickeln. Eine ausgewogene Bevölkerungsstruktur ist zu fördern. Die Zentralen Orte der 
ländlichen Räume sind als Träger der teilräumlichen Entwicklung zu unterstützen. Die 
ökologischen Funktionen der ländlichen Räume sind auch in ihrer Bedeutung für den Gesamtraum 
zu erhalten. 

Insbesondere in den Zentralen Orten sind in ländlichen Räumen die für die überörtliche Versorgung 
der Bevölkerung notwendigen Infrastruktureinrichtungen zu erhalten und - soweit erforderlich - 
auszubauen. (LEP LSA 2.6., REP G 4.12.)“ 

 

Mit Beschluss-Nr. IV/11-2015 erfolgte die Billigung des Entwurfs des Sachlichen Teilplans 
„Zentrale Orte, Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge sowie großflächiger 
Einzelhandel“ in der Planungsregion Halle (STp ZO 2015) als Grundlage für das weitere 
Aufstellungsverfahren und Freigabe für die gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren zur öffentlichen 
Beteiligung nach § 10 Raumordnungsgesetz (ROG) in Verbindung mit § 7 Abs. 5 LEntwG.  

Die Beteiligung erfolgt durch direkte Einbeziehung der Öffentlichkeit sowie die öffentliche 
Auslegung in den Kommunen und der RPGH sowie durch eine internetgestützte Online-
Beteiligung. Der Entwurf des STp ZO 2015 mit Umweltbericht vom 30. Oktober 2015 lag in der Zeit 
vom 25. April 2016 bis 20. Juni 2016 öffentlich aus. Darin ist Helbra als Grundzentrum 
ausgewiesen. Im Plan erfolgte eine einvernehmliche räumliche Abgrenzung, innerhalb der auch 
das Gebiet der Innenbereichssatzung liegt. 

Mit der Erweiterung einer Einrichtung der Daseinsvorsorge entspricht das geplante Vorhaben den 
Zielstellungen der Landes- und Regionalplanung. 

 

Flächennutzungsplan 

Für das Gebiet der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund – Helbra, zu der neben Helbra die 
selbstständigen Gemeinden Ahlsdorf, Benndorf, Blankenheim, Bornstedt, Hergisdorf, 
Klostermansfeld und Wimmelburg gehören, wurde zwischen 2012 und 2016 ein 
Flächennutzungsplan neu aufgestellt.  

  Abb. 1: Ausschnitt aus dem FNP  

Abgrenzung 
Innenbereichssatzung 

Geobasisdaten/Stand 2011 © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / A 18-42606-09-14 

http://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/
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Im September 2016 wurde der Feststellungsbeschluss gefasst und der Plan anschließend zur 
Genehmigung eingereicht, die mit Auflagen erteilt wurde. Nach deren Erfüllung wurde der Plan 
im Helbraer Kommunalanzeiger Nr. 5/2017 bekanntgemacht und ist seit dem 10. Mai 2017 
rechtswirksam. 

Das Gebiet der Innenbereichssatzung ist generalisiert als Wohnbaufläche dargestellt und der 
Pflegedienst mittels Symbol als Einrichtung für den Gemeinbedarf – soziale Einrichtung –
gekennzeichnet.  

Damit leiten sich die Satzung bzw. deren geplante Änderung aus den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes her. 

 

3 Beschreibung des Geltungsbereiches 

Das Satzungsgebiet befindet sich im östlichen Teil der Ortslage Helbra südlich der 
Landesstraße L 160 (Thomas-Müntzer-Straße) im Abstand von etwa 0,5 km zum Ortszentrum. 
Es hat eine Größe von ca. 1,3 ha und stellt eine Teilfläche des ehemaligen LPG-Geländes dar. 

Begrenzt wird es wie folgt: 

 im Nordosten durch die Eislebener Straße 

 im Süden durch ein Waldstück (Grenze zwischen den Flurstücken 53/4 und 53/5)  

 im Südwesten durch die Straße An der Küchenbreite und  

 im Nordwesten durch die Peter-Spielberg-Straße  

Zum Geltungsbereich der Satzung gehören die folgenden Flurstücke der Flur 8 der 
Gemarkung Helbra: 53/4, 110 (Peter-Spielberg-Straße), 111, 112, 113, 114, 144, 145, 146, 
147, 148, 149 und 197 (anteilig, An der Küchenbreite). Die genaue Abgrenzung des 
Satzungsgebietes ist aus der Planzeichnung ersichtlich. 

Die Grundstücke entlang der Küchenbreite und der Peter-Spielberg-Straße sind mit 
eingeschossigen Einfamilienhäusern bebaut. Das Flurstück 53/4 im Süden ist bisher 
unbebaut. 

 

Die Änderung der Satzung bezieht sich ausschließlich auf das Flurstück 149 der Flur 8, auf 
dem die Seniorenresidenz „An der Küchenbreite“ ansässig ist. Als Mieter betreibt zudem die 
Hauskrankenpflege Kretschmer GmbH einen ambulanten Pflegedienst. 

Auf dem Grundstück befindet sich ein eingeschossiger, mehrfach abgewinkelter 
Gebäudekomplex mit flach geneigtem Satteldach. Die umgebenden Flächen sind als 
Freiflächen z.T. gärtnerisch gestaltet (überwiegend Rasen mit Ziergehölzen). Zwischen der 
Eislebener Straße und dem Gebäude sind die Zufahrt sowie die notwendigen Stellplätze 
angeordnet.  

Die für eine Tagespflege geplante Erweiterung innerhalb des zur Verfügung stehenden 
Grundstücks soll durch einen Anbau am nordöstlichen Giebel erfolgen. Auf diesen Bereich und 
hier wiederum nur auf die Baugrenze beschränkt sich auch die vorliegende Änderung. 

 

4 Satzungsinhalt und Festsetzungen 

Ziel der Innenbereichssatzung „Ehemaliges LPG-Gelände“ war die Einbeziehung rückwärtiger 
Grundstücksflächen in den Innenbereich.  

Innerhalb des Satzungsgebietes können nach § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB einzelne 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB getroffen werden. Dies erfolgt in der rechtswirksamen 
Satzung durch folgende Festsetzungen 
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 eine der geplanten Bebauung folgende überbaubare Grundstücksfläche 

 in Anlehnung an § 16 BauNVO die Grundflächenzahl und die Zahl der zulässigen 
Vollgeschosse   

Die Prägung des Innenbereiches hinsichtlich seiner Art der baulichen Nutzung war bereits 
durch den Bestand gegeben. 

Die getroffenen Festsetzungen bzw. deren für das Vorhaben erforderliche Änderung werden 
im Folgenden kurz erläutert. 

 

Art der Baulichen Nutzung 

Dargestellt wird im Plan dem Gebietscharakter entsprechen ein Allgemeines Wohngebiet. 
Daran ändert sich auch mit dem vorliegenden Verfahren nichts. 

 

Maß der baulichen Nutzung 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 an der zulässigen Obergrenze nach § 17 BauNVO 
bestimmt. Sie entspricht dem Gebietscharakter und soll auch bei künftigen Bebauungen 
angewendet werden. Zur Überschreitung werden keine Regelungen getroffen. D. h. sie kann 
unter bestimmten Bedingungen zugelassen werden. 

Die Höhe baulicher Anlagen wird durch die Zahl der Vollgeschosse mit Z = 1 bestimmt. Das 
heißt, eine 1geschossige Bebauung ist zulässig. Was einem Geschoss zuzurechnen ist, ist in 
der Bauordnung für das Land Sachsen-Anhalt geregelt. 

Auch die GRZ und die Begrenzung auf ein Geschoss gelten unverändert weiter. 

 

überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird in der rechtswirksamen Innenbereichssatzung 
gemäß § 23 BauNVO mittels Baugrenze bestimmt, die nicht überbaut werden darf.  

Die Festsetzung erfolgt für das Flurstück 149 der Flur 8 überwiegend passgenau für den 
Bestand bzw. die 2011 geplante rückwärtige Erweiterung. Um eine nochmalige Ergänzung 
zuzulassen, soll das Baufeld mit der Planänderung vergrößert werden. 

Geplant ist ein Anbau im Nordosten des bestehenden Gebäudes, dessen Giebel an dieser 
Stelle nicht über Öffnungen verfügt. Um diesen zuzulassen, wird das Baufeld hier um eine 
Fläche von 20,00 m mal 10,00 m erweitert.  

Die Baugrenze zur Eislebener Straße wird zunächst in einem Abstand von 4,00 m zur Straße 
geführt, bevor sie im Bereich der Bestandsbebauung wieder - wie im rechtswirksamen Plan - 
auf 9,00 m zurückspringt. Damit wird die seitliche Baugrenze der Bebauung Peter-Spielberg-
Straße 1 fortgeführt. 

Zur rückwärtigen (südlichen) Grundstücksgrenze der Einfamilienhausbebauung Peter-
Spielberg-Straße 1 bis 3 wird die Baugrenze, die hier im rechtswirksamen Plan von zunächst 
3 m im Westen auf 13 m zurückspringt, im östlichen Teil wieder auf 3 m herangerückt. Dies 
geschieht in Verlängerung des parallel zur Eislebener Straße bereits festgesetzten Baufeldes 
(vgl. Abb. 2 am Ende der Begründung zur rechtswirksamen Satzung).  

Damit wird dem bisherigen Konzept der Satzung entsprochen, die Erweiterungen auf das für 
das geplante Vorhaben erforderliche Maß zu begrenzen.  

Die Abstandsregelung der Bauordnung werden berücksichtigt, wonach die Tiefe der 
Abstandsflächen zum Nachbargrundstück mindestens 3 m beträgt (§ 6 Abs. 5 BauO LSA).  
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Weiter wird in der rechtswirksamen Satzung nach § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO festgesetzt, 
dass Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 nur in der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig sind. Das betrifft nicht Stellplätze und Garagen. Auch diese Regelung gilt weiter.  

 

5 Erschließung 

Das Satzungsgebiet wird von der Landesstraße (Thomas-Müntzer-Straße) über die Eislebener 
Straße und die Gebietsstraßen (An der Küchenbreite, Peter-Spielberg-Straße), die anteilig im 
Satzungsgebiet liegen, erschlossen.  

Innerhalb dieser Straßen sind auch die stadttechnischen Versorgungssysteme für 
Trinkwasser, Schmutz- und Regenwasser, Elektroenergie und Erdgas sowie 
Telekommunikationsanlagen vorhanden.  

Geregelt wird, dass PKW Stellplätze für Bewohner, Beschäftigte und Kunden etc. auf dem 
eigenen Grundstück unterzubringen sind. Unbelastetes Regenwasser ist zu verwenden oder 
auf dem Grundstück zu versickern.  

Die Erschließung wird von einer geringfügigen Verschiebung der Baugrenze nicht berührt. 
Innerhalb des erweiterten Baufenster verlaufen keine Leitungen. 

Im Rahmen der Beteiligung äußerten die Versorgungsträger ihre grundsätzliche Zustimmung. 
Weiter wurden Pläne zum Leitungsbestand übergeben sowie allgemeine Ausführungen zur 
künftigen Bebauung ergänzt.  

Da die (öffentlichen) Verkehrsflächen und damit auch die Bereiche, innerhalb derer das 
Leitungsnetz mit Ausnahme der Hausanschlüsse verlegt wurde, nicht dem Regelungsgehalt 
(der Änderung) der Innenbereichssatzung unterliegen, erfolgt auch keine Übernahme der 
Leitungen in die Planzeichnung. Im Rahmen der Satzung ist lediglich zu klären, dass die 
Erschließung gesichert ist. Jedoch werden die Stellungnahmen als Bestandteil der 
Verfahrensunterlagen dem Vorhabenträger zur Kenntnis und weiteren Beachtung übergeben.  

Im Folgenden werden die Hinweise kurz zusammengefasst: 

Keiner der Versorgungsträger plant innerhalb des Gebietes zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
Maßnahmen an seinem Netz. Auf den Bestandsschutz der Leitungen sowie einzuhaltende 
Sicherheits- bzw. Schutzabstände wird verwiesen. Der Hausanschluss erfolgt für alle Medien 
gebündelt am nördlichen Rand der Ursprungsbebauung Nr. 8e von der Eislebener Straße aus. 

Konkret heißt das: 

In Zuständigkeit der MIDEWA verläuft östlich der Eislebener Straße eine Trinkwasserleitung 
(DN 150), von der der Hausanschluss abzweigt.  

Die Mitteldeutsche Netzgesellschaft Gas mbH (MITNETZ GAS) verfügt im Geltungsbereich 
über Gasmitteldruckleitungen. Die vorhandene Anschlussleitung verläuft im westlichen 
Randbereich der Eislebener Straße von Norden kommend.  

Der Stellungnahme der Mitteldeutschen Netzgesellschaft Strom mbH (MITNETZ STROM) 
als Betreiber der enviaM-Anlagen ist zu entnehmen, dass der Bestand über eine von Norden 
kommende, im Anschluss an die Grundstücksgrenze verlaufende Zuführungsleitung an das 
Niederspannungsnetz angebunden ist.  

Weiterhin betroffen sind unterirdische Telekommunikationslinien (bestehende 
Hausanschlüsse mit regionaler Bedeutung) der Telekom Deutschland GmbH. Sie verlaufen 
im Bestand parallel zum vg. Stromanschluss im westlichen Bankett der Eislebener Straße. 
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6 Hinweise 

In der rechtswirksamen Satzung wird darauf verwiesen, dass sich das Plangebiet in einem 
Senkungs- und Erdfallgebiet befindet.  

Das Plangebiet befindet sich vollständig in einem Gebiet, in dem das Kupferschieferflöz der 
Mansfelder Mulde in Teufen von ca. 180 m abgebaut wurde. Die großflächigen Senkungen 
der Tagesoberfläche als Folge des Kupferschieferabbaues sind mit Sicherheit abgeklungen. 
Das Einleiten besonderer Maßnahmen wegen des umgangenen Bergbaues sind nicht 
erforderlich.  

 

Folgende Hinweise wurden im Rahmen der Behördenbeteiligung gegeben und werden zur 
Information für die künftige Planung und Bebauung ergänzt.  

 

Die untere Naturschutzbehörde stimmt der Änderung zu und weist ergänzend darauf hin, 
dass im Rahmen der Planungen die artenschutzrechtlichen Vorgaben der §§ 39 und 44 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), in der zurzeit 
gültigen Fassung, zu beachten sind. 

 

Die untere Immissionsschutzbehörde führt in ihrer Stellungnahme zur Änderung der 
Satzung aus, dass eine ggf. zu installierende Wärmepumpe dem Stand der Technik 
entsprechen muss und die Einhaltung der zulässigen Immissionsrichtwerte am maßgeblichen 
Immissionsort durch den Betrieb des Aggregates unter Berücksichtigung der Schallleistung 
und des Aufstellungsortes geprüft wird. 

Der Betrieb von Wärmepumpen kann dazu beitragen, dass sich das Wohnumfeld aus der Sicht 
des Lärmschutzes wesentlich verschlechtert, wenn die zum Einsatz kommenden Anlagen 
nicht dem Stand der Technik in Bezug auf die Lärmdämpfung entsprechen und nicht 
besonderes Augenmerk auf die Wahl des Standortes für die Anlage gelegt wird. 

Wärmepumpen sind Anlagen im Sinne des § 3 Abs. 5 BImSchG. Sie stellen aufgrund der Art 
und Größe immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige Anlagen dar, die den 
Anforderungen des § 22 BImSchG unterliegen. 

Grundsätzlich sind nach den Festlegungen des § 22 Absatz 1 BImSchG nicht 
genehmigungsbedürftige Anlagen u. a. so zu betreiben, dass  

1. schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik 
vermeidbar sind und 

2. nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein 
Mindestmaß beschränkt werden. 

 

Seitens des Katastrophenschutzes beim Landkreis wurde die Fläche anhand vorliegender 
Belastungskarten und Erkenntnisse überprüft.  

Erkenntnisse über eine Belastung der aufgeführten Fläche mit Kampfmitteln konnten anhand 
dieser Unterlagen nicht gewonnen werden, sodass davon auszugehen ist, dass bei den 
beabsichtigten Maßnahmen keine Kampfmittel aufgefunden werden. 

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen 
Aktualisierung unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch bei künftigen Anfragen 
ggf. von den bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann. Weiterhin wird darauf 
aufmerksam gemacht, dass Kampfmittelfunde jeglicher Art generell niemals ganz 
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ausgeschlossen werden können. Insoweit bestehen aus Sicht des Katastrophenschutzes 
keine Bedenken gegen die Durchführung der beantragten Baumaßnahme in dem 
vorgenannten Bereich. 

Dennoch sind alle tätig werdenden Unternehmen zur Beachtung der in der Anlage genannten 
bzw. beigefügten gesetzlichen Regelungen und zur Einhaltung der Hinweise der 
Sicherheitsbehörde zum Verhalten nach Kampfmittelfunden hinzuweisen. 

 

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind im Geltungsbereich keine archäologischen 
Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 Nr. 3 und 4 DenkmSchG LSA bekannt. Ebenso werden die 
Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege nicht berührt. 

Ausführende Betriebe sind über die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht im Falle 
unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde zu belehren.  

Nach § 9 Abs. 3 des Denkmalschutzgesetzes Sachsen-Anhalt sind Befunde mit Merkmalen 
eines Kulturdenkmals „bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen“. 
Eine wissenschaftliche Untersuchung durch das Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologie oder von ihm Beauftragter ist zu ermöglichen. 

 

Die untere Bodenschutzbehörde stimmt der Planung zu.  

Für den Bereich der Maßnahme liegt kein Eintrag im Altlastenkataster des Landes Sachsen-
Anhalt (Datei schädlicher Bodenveränderungen und Altlasten) vor. Schädliche Boden-
veränderungen im Sinne von § 2 Abs. 3 des Bundes­Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) sind 
nicht bekannt.  

Zum vorsorgenden Bodenschutz ergeht ergänzend folgender Hinweis:  

Der anstehende Oberboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie 
bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen (§ 202 
BauGB). Die Regelungen der DIN 19731 insbesondere zum Ausbau, Trennung und der 
Zwischenlagerung von Boden (Nr. 7.2) sind zu beachten. 

 

7 wesentliche Auswirkungen der Satzungsänderung 

Durch die Änderung der Innenbereichssatzung erfolgt lediglich eine geringfügige Erweiterung 
der überbaubaren Grundstücksfläche. Alle anderen getroffenen Festsetzungen bleiben von 
der Änderung unberührt. Die ergänzende Bebauung erfolgt zwischen bebauten Flächen unter 
Aufnahme bereits vorhandener Baufluchten und fügt sich auch im Maß der baulichen Nutzung 
in die Umgebung ein.  

Negative städtebauliche Auswirkungen sind für die Gemeinde nicht zu erwarten. Die mit der 
Änderung geschaffene Erweiterungsoption entspricht den übergeordneten Vorgaben bzw. der 
Darstellung im Flächennutzungsplan. 

Durch die Änderung der Satzung wird lediglich die Möglichkeit zur Einordnung der baulichen 
Anlagen auf einem Grundstück anteilig erweitert. Dies geschieht jedoch im Rahmen der auch 
bisher zulässigen bebaubaren Grundstücksfläche (GRZ 0,4), so dass sich der insgesamt 
zulässige Versiegelungsgrad nicht erhöht. 
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8 Verfahren 

Die Änderung der Innenbereichssatzung erfolgt gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB.  

Sie kann in Anwendung des § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 BauGB im 
vereinfachten Verfahren durchgeführt und so von einer Umweltprüfung abgesehen werden 
(§ 13 Abs. 3 BauGB).  

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 13. Dezember 2016 die Aufstellung zur Änderung 
der Innenbereichssatzung beschlossen.  

Von der öffentlichen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 
wurde gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 

In der Sitzung am 4. April 2017 hat der Gemeinderat den Entwurf der Satzung in der Fassung 
vom Februar 2017 beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 

Gemäß § 34 Abs. 6 des BauGB i. V. mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 
wurde der Entwurf der Satzung mit Begründung vom 22. Mai 2017 bis einschließlich 23. Juni 
2017 öffentlich ausgelegt. Gleichzeitig konnte die Planung im Internet eingesehen werden. Die 
Offenlage wurde im Amtsblatt „Helbraer Kommunalanzeiger“ Nr. 5/2017 vom 10. Mai 2017 
ortsüblich bekannt gemacht. In diesem Rahmen wurden keine Stellungnahmen abgegeben.  

 

Mit Schreiben vom 20. April 2017 erfolgt eine Beteiligung der von der Änderung betroffenen 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB. 

In den Stellungnahmen wurde der Änderung der Innenbereichssatzung zugestimmt. In die 
abschließende Fassung wurden unter den Punkten 5 und 6 der Begründung Angaben zum 
Leitungsbestand sowie Hinweise zur Umsetzung der Planung ergänzt.  

Für die Sitzung des Gemeinderates am 11. Juli 2017 ist der Abwägungs- und 
Satzungsbeschluss vorgesehen. Mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Beschlusses wird 
die Änderung der Satzung rechtswirksam. 

 
 

9 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057).1 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. 
I S. 1057). 

 

  

                                                
1  Nach den Überleitungsvorschriften, § 245c kann das Verfahren nach den vor dem 13. Mai 
2017 geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen werden, da es förmlich vor diesem Zeitpunkt 
begonnen und auch die (hier bereits formale) Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange vor diesem Tag durchgeführt wurde. 
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Abb. 2  Auszug aus der Satzung in der rechtswirksamen Fassung  

 


